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VomKlassenzimmer in denGerichtssaal
Bildung Schüler, Lehrlinge und Studenten gehen gegen schlechteNoten vorGericht. Dieses Jahr

registrierenmanche Schulen einenRekord anRekursen. Dahinter steckt ein neues Business-Modell vonAnwälten.

AndreasMaurer, Yannick Nock

DieElternvonSarah(11)könnendenEnt-
scheid des Schulrats nicht nachvollzie-
hen. Siewurde einer Sonderklasse zuge-
teilt.DieElternbekämpfendenBeschluss
durchalle Instanzen, vomRegierungsrat
zumVerwaltungsgerichtbiszumBundes-
gericht.MitUrteil vomApril entscheidet
das höchste Gericht, dass es auf die Be-
schwerdenicht einmal eintritt.Denndie
Elternhättennichtdarlegenkönnen,wel-
che ihrerRechte verletztworden seien.

Einen Schritt weiter kommt ein Stu-
dent der Humanmedizin. Er erreicht
immerhin,dassdasBundesverwaltungs-
gericht auf seineBeschwerde eintritt. Er
darf nicht Arzt werden, weil er in einer
Prüfung des Staatsexamens nur 972 von
1000Punktenerreichthat.Das istbitter,
denn er liegt lediglich sieben Punkte
unterhalb der Grenze für das Bestehen.
Sein bestes Argument: Die Universität
habe ihmeineuneingeschränkteEinsicht
indiePrüfungsunterlagenverweigert. Sie
gewährte ihm nur eine Akteneinsichts-
dauervon30Minuten,wobei er sichein-
zig handschriftliche Notizen machen
durfte. Denn die Uni befürchtete, er
könntedie Informationenmit künftigen
Kandidaten teilen. So werde sein recht-
liches Gehör verletzt, klagt er. Das Bun-
desverwaltungsgerichthatdieBeschwer-
demitUrteil vomMai abgewiesen.

Das sind zwei aktuelle Beispiele,
die einenTrenddokumentieren: Klagen
gegen unliebsame Entscheidungen ha-
ben dasBildungssystemerreicht.War es
vor 20 Jahren kaum denkbar, Noten an-
zufechten, ist das heute regelmässig der
Fall. Es beginnt im Kindergarten, geht
überdieMittelschulenundendet anden
Universitäten. Eltern streiten mit Leh-
rern, Studenten mit Professoren – und
schaffen damit ein neues Business. Im
GegensatzzudenElternderPrimarschü-
lerinhatdergescheiterteMedizinstudent
seineBeschwerdenichtselber formuliert.
ErhateinenAnwaltdamitbeauftragt. So
schaffteeres,dassdasGerichtzumindest
inhaltlich auf seinenFall einging.

MiteinemKlick
zumBildungsanwalt

Das Geschäft mit der kleinen Hoffnung
auf bessere Karrierechancen boomt.
KürzlichhateinZürcherStart-updiePlatt-
form fragdenanwalt.ch lanciert, auf der
sieBeratungsgesprächemitAnwältenver-
mittelt.EinAngebot istbesondersbeliebt:
das Anfechten von Prüfungsresultaten.
Der Service wird zum Pauschalpreis von

298Frankenangeboten.ÜbereinOnline-
formular kannmanAngabenundUnter-
lagen zur missglückten Prüfung hochla-
den.DurchdieDigitalisierungsparendie
BeschwerdeführerZeitundGeld.Fürdie
298Frankenerhältmanallerdingserstein
Beratungsgespräch. Bis zur Einreichung
der Beschwerde werden insgesamt etwa
800Franken fällig.

Dochauchdies ist einDumpingpreis
verglichenmit dem üblichen, nach dem
Anwaltstarif verrechnetenAufwand.Das
istnurmöglich,weildieBeschwerdender
Onlineanwälte relativ simpel gemacht
sind. Sie bestehen zum Teil aus
zusammenkopierten Textbausteinen.
DidierKipfer, einerderAnwälte,die ihre

Dienste auf der Onlineplattform
anbieten, sagt, in den Monaten August
und September habe er am meisten
Arbeit. Denn in dieser Zeit werden die
Lehrabschlussprüfungen angefochten.
Aktuell laufe dieses Geschäft so gut wie
noch nie. Diesen Sommer habe er fast
50 Beratungsgesprächedurchgeführt. In
etwa einem Drittel der Fälle rate er zu
einer Beschwerde. Ab der Note 3,7 sehe
er grundsätzlich eineChance. Etwa jede
dritte seiner Beschwerdenwerde gutge-
heissen, sagt er. Häufige Gründe seien,
dassPrüfungsreglementenichteingehal-
tenwürden. Zudemwerde oft etwas an-
deres geprüft als abgemacht. Auch der
RechtsdienstderZürcherBildungsdirek-

tionhatdieses Jahrbesondersviel zu tun.
2018haben imKantonZürich85Schüler
einen Rekurs gegen nicht bestandene
Gymnasiumaufnahmeprüfungeneinge-
legt. Das sind über 50 Prozent mehr als
im Vorjahr, und es ist die höchste Zahl
seit Beginn der Statistik im Jahr 2005.
Damalswareneserst 29Rekurse. Insge-
samtgehenanZürcherSchulenrund300
Rekurse in einem Jahr ein. Im Kanton
St.Gallen istdieZahlder imBildungsde-
partement deponierten Beschwerden
deutlichangestiegen:von85 imJahr2012
auf 111 im Jahr 2017.

Die Zürcher Regierung stellt fest,
dassElternvermehrtAnteil anderSchul-
laufbahn ihrer Kinder nähmenund häu-

figerdenKontaktmitLehrernundSchul-
leitungensuchten.BernardGertsch,Prä-
sident des Schulleiterverbandes, zeigt
Verständnis für die Anliegen der Eltern.
Er sagt: «Durch die Digitalisierung und
den technischen Fortschritt wird es in
20 Jahren viele Berufe in der heutigen
Formnichtmehrgeben.»Dasbereitevie-
len Eltern Sorge. Zudem seien sie nicht
mehr an autoritäre Instanzen gewöhnt.
Väter und Mütter fühlten sich oft miss-
verstandenund sähen ihrenNachwuchs
unfair behandelt. Die Folge: Die Span-
nungen an den Schulen steigen.

Das spiegelt sich auch in der Wahr-
nehmung des Lehrerberufs. Eine der
wenigen internationalen Studien zum
Thema, der «Global Teacher Status In-
dex»,kambereits2013zueinembemer-
kenswerten Schluss: Schüler und Eltern
inChinahabendengrösstenRespektvor
derLehrerschaft.DieSchweiz landethin-
gegenaufPlatz15von21.GemässderStu-
die ist in der Schweizer Bevölkerung die
Ansicht verbreitet, viele Lehrer würden
keinen guten Job machen. Oft schwingt
dabei unterschwellig der Vorwurf mit:
Der Lehrer ruiniert die Berufschancen
meinesKindes.

WiemandieProbleme
lösenkönnte

DerKantonBernglaubt, einMittelgegen
die Rekursflut gefunden zu haben. Die
Schulinspektoren würden vermehrt
«mediativ»arbeiten,erklärteinSprecher
der Erziehungsdirektion. Sie suchen das
Gespräch mit den Eltern, um Probleme
einvernehmlich zu lösen. Deshalb wür-
den aktuell weniger Beschwerden als in
denVorjahren registriert. Für die Berner
Art der Problemlösung setzt sich die
Elternorganisation «Schule und Eltern-
haus Schweiz» ein. Vorstandsmitglied
Gordana Reuffurth sagt, beide Seiten –
Schule und Eltern –müssten öftermitei-
nandersprechen.«Ausserdemsolltendie
Schulenbesser informieren.»Besonders
Zugezogene, die sichnicht imSchweizer
Bildungssystem auskennen, würden oft
nichtverstehen,dassspäterauchJugend-
licheeineHochschulebesuchenkönnten,
dienichtansGymnasiumgegangensind.

Damit die Schulkonflikte weniger
häufigvorGericht landen,braucht es aus
der Sicht von Lehrerpräsident Beat
Zemp aber mehr. Er fordert, dass die
Kantone unabhängige Ombudsstellen
einrichten, an die sich Eltern wenden
können,wennsie sichungerecht behan-
delt fühlen. So könnten Konflikte früh-
zeitig gelöst werden (siehe Interview).

Nach absolvierter Prüfung folgt immer häufiger der Beschwerdegang. Bild: Christian Beutler/Keystone (Solothurn, 15. Mai 2018)

Nachgefragt

«Wir brauchenunabhängigeOmbudsstellen»
Beat Zemp, ist derDruck auf Lehrer
von Seiten der Eltern in den letzten
Jahren stark gestiegen?
Eindeutig, das höre ich von allen Seiten
und über alle Kantone hinweg. Eltern
streiten sich heute schneller mit Lehr-
personen als noch vor zehn Jahren.
Wenn ihnen etwas nicht passt, rekla-
mieren sie.

Was sinddie Folgen?
Manmussheute viel genauer dokumen-
tieren, wie der Leistungsstand jedes
Kindes ist. Eine Prüfungwird nicht ein-
fachkorrigiert und zurückgegeben, son-
dern man kopiert sie und legt sie ab.
Wenn eine Bewertung angefochten
wird, muss schliesslich alles gut doku-
mentiert sein. Das führt zu deutlich
mehr administrativemAufwand.

Es ist dochgut,wenn sichElternum
dieLeistungderKinder sorgen.

Natürlich, dafür habe ich auch volles
Verständnis, schliesslich geht es umdie
Schulkarriere ihres Nachwuchses. El-
tern wollen wissen, wie eine Note zu
Stande gekommen ist oderwarumman
einen Übertritt ans Gymnasium nicht
empfiehlt.WenigerVerständnishabe ich
allerdings, wenn erzieherische Mass-

nahmen angefochten werden, sei es
beim Verhalten in der Pause, Umgang
mit demHandyoder bei derErreichbar-
keit vonLehrpersonenundSchulleitern.
Wirmüssen den Schulbetrieb aufrecht-
erhalten und können nicht auf alle Son-
derwünsche eingehen.

Welches sinddie Streitpunkte?
Oft geht es umÜbertrittsentscheide an
weiterführende Schulen, aber auch um
einzelne Prüfungen oder Teilnahme an
Klassenlagern und am Schwimmunter-
richt.

Eine Studie kommt zumSchluss,
dass Lehrer in der Schweiz im inter-
nationalenVergleich einen tiefen
Status geniessen.Hat derRespekt
abgenommen?
Ich bin seit 35 Jahren Lehrer und emp-
finde das persönlich nicht so. Doch ge-
rade Entscheidungen von jungen Lehr-

personen werden von überkritischen
Elternhinterfragt oder nicht akzeptiert,
auch wenn sie völlig korrekt sind. Das
kannbelastend sein. Vor demerstenEl-
ternabend haben viele Berufsneulinge
schlafloseNächte.

SindEltern einhäufigerKündi-
gungsgrund für Lehrer?
Wirmachen regelmässigUmfragen zur
Berufszufriedenheit. Ein entscheiden-
der Faktor für einen Verdruss sind nör-
gelnde Eltern, die alles in Frage stellen.
Man kennt sie auch unter dem Begriff
der Helikoptereltern. Sie überwachen
jeden Schritt ihrer Kinder. Trotzdem
sindmir dieseEltern immernoch lieber
als jene, die sich gar nicht umden schu-
lischen Erfolg ihrer Kinder kümmern.

ImKantonZürich gab esdieses Jahr
so vieleAnfechtungenwegendes
Übertritts insGymnasiumwienoch

nie.Wie erklären Sie sichdieEnt-
wicklung?
Ich kennedieDetails nicht. InZürich ist
allerdingsdieAufnahmeprüfungalleine
entscheidend für den Übertritt ans
Gymnasium. Vielleicht ist das ein
Grund, dennes entscheidet dieLeistung
an einem einzigen Tag, mit allen Vor-
und Nachteilen. Ich persönlich befür-
worte eine Kombination aus Prüfung,
Vornoten und Empfehlungen der Lehr-
personen.

Welche zusätzlichenMassnahmen
schlagenSie vor?
Wir brauchen in den Kantonen unab-
hängige Ombudsstellen, an die sich El-
tern wenden können, wenn sie sich un-
gerecht behandelt fühlen. So könnten
Konflikte frühzeitig gelöst und eine Es-
kalation verhindert werden.

Interview: Yannick Nock

Beat Zemp, Präsident des Dachverban-
des Schweizer Lehrerinnen und Lehrer.

Bild: Alessandro Della Valle/Keystone
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